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9. Chronologie der Europäischen Integration 1981

Januar

Griechenland

1. Januar: Griechenland wird 10. Vollmitglied
der EG.

Ministerrat

1. Januar: Der Ratsvorsitz geht von Luxemburg
auf die Niederlande über

Entwicklungspolitik

1. Januar: Das zweite Abkommen von Lome tritt
in Kraft und läuft bis zum 28. Februar 1985.

Kommission

6. Januar. Die neue Kommission übernimmt die
Amtsgeschäfte unter dem Vorsitz von Präsident
Thorn. Der Grieche Georgios Contogeorgis wird
14. Kommissionsmitglied.

Europäisches Parlament

12. —16. Januar: Sitzungswoche des Europäi-
schen Parlaments (EP) in Straßburg. Parlaments-
präsidentin Simone Veil begrüßt die 24 neuen
Abgeordneten aus Griechenland und fordert
größere Solidarität und verstärkte Konvergenz
unter den Mitgliedstaaten. Die endgültig festge-
stellten Pläne des Nachtragshaushalts 1980 und
des Haushalts 1981 werden vom Parlament gebil-
ligt. Die in der Dezember-Sitzung begonnene
Aussprache über die europäische Automobilin-
dustrie wird fortgesetzt. Danach verabschiedet
das Parlament eine Entschließung, in der es sich
für eine Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit auf
dem internationalen Markt und für die Selbstbe-
schränkung japanischer Exporte ausspricht. Au-
ßerdem sollen bei Rationalisierungsmaßnahmen
der europäischen Automobilindustrie die Ge-
werkschaften informiert und konsultiert werden.
Der neue amtierende Ratspräsident, der nieder-
ländische Außenminister Christoph Van der
Klaauw, stellt sein politisches Programm vor und

setzt darin vier Prioritäten: Anpassung der
Agrarpolitik und mehr Ausgewogenheit bei den
Gemeinschaftsaufgaben, Bekämpfung der Wirt-
schaftskrise und international konzertierte Maß-
nahmen zur Erhaltung von Arbeitsplätzen, Ver-
besserung des Nord-Süd-Dialogs, wirksamere
Zusammenarbeit zwischen den europäischen In-
stitutionen. Im Rahmen der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit (EPZ) stehen für Van
der Klaauw drei Themen im Vordergrund: Na-
her Osten, KSZE-Nachfolgekonferenz in M a - /
drid, europäisch-arabischer Dialog.
Ferner verabschiedet das EP Entschließungen
zur sozialen Lage der Kulturschaffenden, zur Fi-
schereipolitik, über die Dezentralisierung der
Energieerzeugung und zu den Beziehungen zwi-
schen der EG und dem Lome-Vertragsmitglied
Tschad nach dessen „Vereinigung" mit Libyen.

Kommission

13. Januar: Der Däne Finn Olav Gundelach,
Kommissar für Agrarpolitik und vorübergehend
auch für Fischereifragen zuständig, stirbt in
Straßburg im Alter von 55 Jahren.

Iran

75. Januar: Die Botschafter der EG-Mitglied-
staaten und Japans im Iran fordern gemeinsam in
einer an den iranischen Ministerpräsidenten Mo-
hammed Ali Rajai gerichteten Botschaft die um-
gehende Freilassung der amerikanischen Gei-
seln.

Sonderhilfe Italien, Fischereipolitik

20. Januar: Tagung des Rates der Außenmini-
ster. Der dänische Minister für Landwirtschaft
und Fischerei Paul Dalsager wird zum Nachfol-
ger von Finn Olav Gundelach ernannt. Der Rat
beschließt Sonderhilfsmaßnahmen für die italie-
nischen Erdbebengebiete in Höhe von 40 Mio.
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ECU und gewährt einen Kredit von bis zu 1 Mrd.
ECU für den Wiederaufbau. Außerdem werden
die Orientierungs- und Interventionspreise für
Fischereierzeugnisse für die Zeit vom 2. 2. bis 31.
12. 1981 festgesetzt.

EPZ

20. Januar: Auf einer Tagung im Rahmen der
EPZ begrüßen die Außenminister in einer Erklä-
rung die Freilassung der amerikanischen Geiseln
durch die iranischen Behörden und kündigen die
Aufhebung der am 22. April und 18. Mai ver-
hängten Sanktionen an. Doch fordern sie auch
die Freilassung von vier noch festgehaltenen bri-
tischen Staatsbürgern. Der amtierende Präsident
Van der Klaauw bedauert das Scheitern der Gen-
fer Namibia-Konferenz und erklärt, daß keine
Maßnahmen getroffen werden dürfen, die die
Lage verschlechtern oder eine Lösung im Sinne
der Entschließung Nr. 435 des Weltsicherheitsra-
tes verhindern könnten.

Lateinamerika

25. - 28. Januar: In einem Abschlußkommuni-
que der 5. gemeinsamen Tagung von Mitgliedern
des EP und Abgeordneten aus lateinamerikani-
schen Ländern werden die Regime in Argenti-
nien, Bolivien, Chile und Uruguay wegen Miß-
achtung der Menschenrechte verurteilt.

Europarat

26. — 30. Januar: Die Parlamentarische Ver-
sammlung hält den 3. Teil ihrer 32. ordentlichen
Tagung in Straßburg ab. In einer Entschließung
wünscht sie den baldigen offiziellen Beitritt der
EG zur Europäischen Menschenrechtskonven-
tion. Nach einer Debatte über die Lage in der
Türkei stellt die Versammlung fest, daß demo-
kratische Grundsätze und die Menschenrechte
dort derzeit nicht beachtet werden und fordert in
einer Resolution die türkische Regierung auf, ge-
naue Angaben über die Wiederherstellung de-
mokratischer Verhältnisse zu machen. Die aktu-
elle Situation in der Türkei sei letztlich nicht
mehr mit einem Verbleiben im Europarat zu ver-
einbaren.

Fischereipolitik

27. Januar: Tagung des Rates der für Fischerei-
fragen zuständigen Minister. Dänemark akzep-
tiert das Fischereiabkomen zwischen der EWG
und Norwegen sowie den deutschen Fischfang in

den Gewässern Grönlands. Die Kommission er-
klärt sich bereit, mit Kanada erneut über eine
Erhöhung der Fangquoten zu verhandeln.

Japan

29. Januar: In Tokio finden die halbjährlichen
Konsultationen zwischen der EWG und Japan
statt. Die japanische Regierung erklärt sich be-
reit, dafür Sorge zu tragen, daß die Automobilin-
dustrie eine übermäßige Konzentration ihrer
Ausfuhren auf bestimmte Gebiete vermeidet.

Energiepolitik

29. Januar: Die Kommission genehmigt einen
Bericht über die Maßnahmen der Mitgliedstaa-
ten zur Energieeinsparung und leitet ihn dem
Rat und dem EP zu.

Februar

Haushaltspolitik

5. Februar: Die Kommission leitet gegen die
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich und
Belgien ein Verstoßverfahren wegen Zahlungs-
verweigerungen für den Nachtragshaushalt 1980
und den Haushalt 1981 ein und fordert die be-
treffenden Länder diesbezüglich zu präzisen Stel-
lungnahmen auf.

Lateinamerika

9. Februar: Wiederaufnahme der seit Juni 1979
unterbrochenen offiziellen Kontakte zwischen
der EWG und Lateinamerika auf Botschafter-
ebene in Brüssel.

Fischereipolitik

9. —11. Februar: Auf einer Tagung des Rates für
Fischereifragen wird weder eine Einigung über
den Zugang zu den nationalen Fischereizonen
noch über die Verteilung der Fangquoten auf die
einzelnen Mitgliedstaaten erzielt.

Europäisches Parlament

9. —13. Februar: Sitzungswoche des EP in Lu-
xemburg. Das Parlament verabschiedet eine
Stellungnahme zu der Anklage gegen 13 Ge-
werkschaftsführer in Brasilien und zu den Men-
schenrechtsverletzungen in Uruguay verbunden
mit der Forderung nach deren internationaler
Untersuchung und einer Einstellung der Waffen-
lieferungen nach Uruguay. In einer feierlichen
Sitzung am 10. 2. spricht sich der ägyptische
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Staatspräsident Anwar El Sadat für eine neue
Partnerschaft zwischen Europa und der Dritten
Welt aus, schlägt ein Dreier-Abkommen über
die Zusammenarbeit zwischen Europa, Afrika
und dem Nahen Osten vor und fordert das Parla-
ment auf, das Recht des palästinensischen Vol-
kes auf Selbstbestimmung und nationale Würde
zu unterstützen.
Der Präsident der Kommission, Gaston Thorn,
stellt das Programm der Kommission für 1981
vor, das nach ausführlicher Debatte grundsätz-
lich gebilligt wird. Dabei wird erstmals die For-
derung nach einer Beteiligung bei der Bestellung
der Kommission erhoben. Außerdem wird eine
Resolution zur Stellung der Frau in der Gesell-
schaft verabschiedet.

Kommission

12. Februar: Die Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten ernennen die Herren Davignon,
Haferkamp, Natali, Ortoli und Tugendhat zu bis
zum 5 .1 . 1983 amtierenden Vizepräsidenten der
Kommission.

Naher Osten

12. - 13. Februar. Der amtierende Ratspräsident
Van der Klaauw führt im Rahmen der EG-Nah-
ost-Mission Gespräche mit dem Generalsekretär
der Arabischen Liga, Klibi, und mit Staatspräsi-
dent Sadat.

Nahrungsmittelhilfe

13. Februar: Die Kommission übermittelt dem
Rat ihre Vorschläge für die Nahrungsmittelhilfe-
programme für 1981, worin vor allem eine Erhö-
hung der Getreidelieferungen vorgesehen ist.
Wie in den Vorjahren geht fast die gesamte Hilfe
(91 %) an die ärmsten Länder.

Jugoslawien

13. Februar: Der für die Beziehungen zur EG zu-
ständige jugoslawische Minister Andow stattet
der Kommission einen Besuch ab.

Wirtschaft und Finanzen

16. Februar: Der Rat für Wirtschaft und Finan-
zen setzt den Plafonds für Gemeinschaftsanlei-
hen auf 6 Mrd. ECU fest und diskutiert über die
Agrarpreisvorschläge für 1981 - 1982.

Außenbeziehungen

17. Februar: Der Rat der Außenminister verab-

schiedet eine neue Erklärung zu den Handelsbe-
ziehungen zwischen der EWG und Japan und ge-
nehmigt die Rahmenverordnung über die finan-
zielle und technische Hilfe zugunsten der nichtas-
soziierten Entwicklungsländer.

EPZ

17. Februar: Auf einer Tagung der Außenmini-
ster im Rahmen der EPZ berichten der italieni-
sche Außenminister Colombo über seinen Be-
such in Washington und Herr Van der Klaauw im
Verlauf einer Aussprache über den europäisch-
arabischen Dialog über seine Gespräche mit Ge-
neralsekretär Klibi und Staatspräsident Sadat.
Ferner diskutieren die Minister über das KSZE-
Nachfolgetreffen in Madrid, Afghanistan und El
Salvador und begrüßen mit „tiefempfundener
Genugtuung" das Scheitern des Staatsstreichs in
Spanien.

Industriepolitik

20. Februar: Die Kommission übermittelt dem
Rat einen Bericht über die Umstrukturierungs-
politik in der Stahlindustrie.

Industriepolitik

23. Februar: Die Kommission übermittelt dem
Rat ihren ersten Bericht über die Anwendung
der Beihilferegelung zugunsten der Eisen- und
Stahlindustrie.

Agrarpolitik

23. — 24. Februar: Erster Meinungsaustausch im
Rat der Landwirtschaftsminister über die Kom-
missionsvorschläge zu den Agrarpreisen für
1981/82.

Japan

24. Februar: Die Kommission folgt den Beratun-
gen des Rates und beschließt, ab 1. März be-
stimmte Einfuhren aus Japan statistisch überwa-
chen zu lassen.

Energiepolitik

25. Februar: Die Kommission übermittelt dem
Rat einen Bericht über die energiewirtschaftli-
chen Investitionsprogramme der Mitgliedstaaten
und über die Energiesituation der EG 1980 und
1981.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

25. —26. Februar: Auf der 185. Plenartagung des
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Wirtschafts- und Sozialausschusses werden Stel-
lungnahmen u.a. zu den Gemeinschaftsanleihen,
den Neuen Informationsmedien, zur Energiepo-
litik und dem Verkehrswesen verabschiedet.

März

Energiepolitik

3. März: Auf einer Ratssitzung diskutieren die
für Energiefragen zuständigen Minister die Lage
der Erdölversorgung und kommen zu dem Er-
gebnis, daß die in ihrer Entschließung zur Ener-
giepolitik vom 9.6. 1980 angegebenen Ziele nur
zu realisieren sind durch die schnellere Ersetzung
von Erdöl durch feste Brennstoffe sowie durch
einen forcierten Ausbau einzelner nationaler Nu-
klearprogramme. Außerdem hebt der Rat die
Bedeutung der einheimischen Primärenergie-
quellen hervor und unterstreicht die Notwendig-
keit, bereits für die Zeit nach 1990 Vorarbeit zu
leisten und tatkräftig die regenerativen Energie-
quellen auszubauen. Die Minister ersuchen des-
halb die Kommission, zu prüfen, ob das derzeit
vorgesehene Investitionsniveau nicht erhöht wer-
den muß.

Industriepolitik

3. März: Auf einer Tagung des Rates für die Ei-
sen- und Stahlindustrie wird eine Entschließung
zu den Problemen der Umstrukturierung, spe-
ziell zur schrittweisen Abschaffung der staatli-
chen Beilhilfen und zum Abbau der Produktions-
kapazitäten dieser Industrie verabschiedet.

Europäisches Parlament

9. —13. März: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Vorbereitende Aussprache über Haus-
haltsfragen und Verabschiedung der Leitlinien
für den Haushaltsplan 1982. Diskussion und An-
nahme eines Berichts über die wirtschaftliche,
soziale und beruflich Integration von Behinder-
ten verbunden mit der Forderung der Kommis-
sion, die Lage der Behinderten in den einzelnen
Mitgliedstaaten zu untersuchen, um gemeinsame
Normen und Kriterien für deren Rechte und
Pflichten zu erarbeiten. Verabschiedung einer
Entschließung, in der das Scheitern des Staats-
streichs in Spanien begrüßt und Maßnahmen zur
Beschleunigung der Beitrittsverhandlungen ge-
fordert werden.

Außerdem wird beschlossen, daß 1981 alle Ple-
narsitzungen in Straßburg stattfinden sollen.

Fischereipolitik

10. — 11. März: Auf der Tagung des Rates für Fi-
schereifragen werden alle von der Kommission
erarbeiteten Kompromißvorschläge von Groß-
britannien abgelehnt, doch wird weiter ein Glo-
balabkommen angestrebt.

Agrarpolitik

16. März: Der Rat der Landwirtschaftsminister
diskutiert die Agrarpreisvorschläge der Kommis-
sion und vertagt sich auf den 30. März.

Wirtschaft und Finanzen

16. März: Der Rat für Wirtschaft und Finanzen
sieht bei seiner ersten Vierteljahresprüfung kei-
nen Anlaß, die am 15. 12. 1980 verabschiedeten
wirtschaftspolitischen Leitlinien zu ändern.

Mexiko

16. März: Der mexikanische Außenminister Ca-
staneda stattet der Kommission einen offiziellen
Besuch ab. Im Mittelpunkt der Gespräche stehen
die beiderseitigen Beziehungen und der Nord-
Süd-Dialog.

Spanien

16. März: In Brüssel findet die 7. Verhandlungs-
tagung auf Ministerebene über den Beitritt Spa-
niens zur EG statt.

Außenbeziehungen

16. — 17. März: Der Rat der Außenminister legt
die Tagesordnung für den Europäischen Rat fest
und bereitet die 7. Ministernote der Beitrittsver-
handlungen mit Spanien vor, die er bereit ist zu
beschleunigen, um den spanischen Demokrati-
sierungsprozeß zu unterstützen. Weiter gewährt
der Ministerrat eine humanitäre Soforthilfe für
El Salvador in Höhe von 400000 ECU und be-
schließt, am Europäischen Gerichtshof die Zahl
der Richter auf 11 und die Zahl der Generalan-
wälte auf 5 zu erhöhen.

Spanien

17. März: Der spanische Außenminister Perez-
Llorca und der Vizepräsident der Kommission,
Natali, erörtern den gegenwärtigen Stand der
Beitrittsverhandlungen.

Simbabwe

20. März: Die Kommission beschließt im Rah-
men der Hilfe für nichtassoziierte Entwicklungs-
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Februar—März

länder, Simbabwe eine Finanzhilfe in Höhe von
14,5 Mio. ECU zu gewähren, da sein Beitritt
zum Abkommen von Lome noch nicht ratifiziert
wurde.

Europäisches Währungssystem

22. März: Im Einvernehmen mit der Kommis-
sion und dem Währungsausschuß beschließen die
Finanzminister und Zentralbankpräsidenten, mit
Wirkung vom 23. März, die italienische Lira ge-
genüber allen anderen EWS-Währungen um 6 %
abzuwerten, die bilateralen Leitkurse der ande-
ren Währungen dagegen nicht zu verändern und
den Diskontsatz von 16,5 % auf 19 % und die
Mindestreserveverpflichtungen der Banken von
15,75 % auf 20 % zu erhöhen.

Sozialpolitik

23. März: Die Kommission billigt den Bericht
über die soziale Entwicklung in der Gemein-
schaft im Jahre 1980.

Europäischer Rat

23. -24. März: Tagung des europäischen Rates
in Maastricht unter dem Vorsitz des niederländi-
schen Ministerpräsidenten Van Agt, der dieses
Treffen am Ende nur als Vorbereitung auf die
wesentlich wichtigere Juni-Tagng wertet. Im Mit-
telpunkt der Konferenz steht die wirtschaftliche
und soziale Lage der Gemeinschaft, wobei in der
Agrar- und Fischereipolitik erneut keine Eini-
gung erzielt wird. Daneben werden in gesonder-
ten Erklärungen das Scheitern des Staatsstrei-
ches in Spanien begrüßt, der Rat für „Allgemei-
ne Fragen" beauftragt, die Kommissionsvor-
schläge zur Gemeinschaftspolitik im Nord-Süd-
Dialog zu prüfen, Zufriedenheit über die Fort-
schritte bezüglich der Einführung eines europäi-
schen Passes geäußert und der Status quo für die
vorläufigen Arbeitsorte der Europäischen Orga-
ne bestätigt. Im Rahmen der EPZ geben die
Staats- und Regierungschefs Erklärungen ab
über die Nahost-Mission des Ratspräsidenten,
die jüngste Entwicklung im Süd-Libanon sowie
über die aktuelle Lage in Afghanistan und Polen.

Europäisches Parlament

23. - 26. März: Sondertagung des EP in Straß-
burg. Im Mittelpunkt steht die Debatte über die
Agrarpreisvorschläge für das Wirtschaftsjahr
1981/82. Am Ende einigt sich das Parlament auf
eine durchschnittliche Agrarpreiserhöhung von

12%. Außerdem wird eine neue Geschäftsord-
nung verabschiedet.

Verkehrspolitik

26. März: Der Rat der Verkehrsminister billigt
eine Liste der bis 1983 vorrangig zu behandeln-
den Fragen und fordert die Kommission auf, mit
Drittländern Verhandlungen über die Regelung
des kombinierten Güterverkehrs auf Schiene und
Straße aufzunehmen.

Industriepolitik

26. —27. März: Auf einer Tagung des Rates für
die Eisen- und Stahlindustrie wird über die Sa-
nierung des Stahlsektors diskutiert und die Ent-
schließung vom 3. März um weitere Maßnahmen
ergänzt.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

26. — 27. März: Auf der 186. Plenartagung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses werden die 12
neuen griechischen Mitglieder in ihr Amt einge-
führt und Stellungnahmen zum Gesundheits-
schutz, der Meeresverschmutzung und den
Agrarpreisen verabschiedet.

Fischereipolitik

27. März: Der Ministerrat für Fischereifragen
kann noch keine globale Einigung erzielen, ver-
längert aber die Geltungsdauer der Maßnahmen
zur Erhaltung der Fischbestände bis zum 30. Juni
und genehmigt daneben das Fischereiabkommen
zwischen der EWG und Norwegen für 1981.

Europäischer Gerichtshof

30. März: Nachdem bereits der Ministerrat am
16. 3. beschlossen hatte, die Zahl der Richter auf
11 und die Zahl der Generalanwälte auf 5 zu er-
höhen, ernennen die Regierungsvertreter der
Mitgliedstaaten Herrn Grevisse zum Richter und
Herrn VerLoren van Themaat zum Generalan-
walt des EuGH.

Agrarpolitik

30. März — 2. April: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister erzielt einen Gesamtkompromiß
über die Agrarpreise und die flankierenden Maß-
nahmen für das Wirtschaftsjahr 1981/82 sowie
über ein Paket weiterer Maßnahmen, vor allem
auf dem Gebiet der Strukturpolitik. Die durch-
schnittliche Anhebung der Agrarpreise beträgt —
unter Berücksichtigung einer Änderung der in
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der Landwirtschaft geltenden Wechselkurse —
11%.

Volksrepublik China

30. März — 10. April: In Brüssel findet die Han-
delswoche EWG-China statt, in deren Verlauf
eine chinesische Wirtschaftsdelegation unter Lei-
tung von Vizepremierminister Gu Mu mit Kom-
missionspräsident Thorn und den Vizepräsiden-
ten Haferkamp und Davignon Gespräche führt.

April

Industriepolitik

/. April: Die Kommission übermittelt dem Rat
die mittelfristigen Leitlinien für die Stahlfor-
schung im Rahmen der Allgemeinen Ziele Stahl
(1981-1985).

Sozialpolitik

2. April: Eine Delegation des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes unter Leitung seines Präsi-
denten Kok führt Gespräche mit Kommissions-
präsident Thorn und den Kommissionsmitglie-
dern Richard, Narjes und Contogeorgis über die
wirtschaftliche Lage und die sich verschlechtern-
de Beschäftigungssituation in der EG.

Portugal

3. April: Der portugiesische Außenminister
Gongalves Pereira und der Minister für europäi-
sche Integration statten der Kommission einen
Besuch ab und führen Gespräche mit Präsident
Thorn und Vizepräsident Natali über den aktuel-
len Stand der Beitrittsverhandlungen.

Finanzpolitik

3. - 4. April: Auf einer informellen Tagung in
Breda (Niederlande) erörtern die Finanzminister
die aktuelle Wirtschaftslage, die Vorbereitung
der Tagung des Interimsausschusses des IWF
und die anstehenden Gespräche mit den USA
über die Ausarbeitung einer kohärenten Wäh-
rungspolitik in der westlichen Welt.

Sozialpolitik

6. — 7. April: Auf einer informellen Tagung in
Kijkduin bei Den Haag erörtern die Minister für
soziale Angelegenheiten und Beschäftigung Pro-
bleme der Arbeitslosigkeit, der Lohn- und Hoch-
zinspolitik und bereiten vor allem die gemeinsa-
me Tagung der Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
minister vor.

Europäisches Parlament

6. - 1 0 . April: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Ratspräsident Van der Klaauw und Kom-
missionspräsident Thorn erstatten Bericht über
die Tagung des Europäischen Rates in Maa-
stricht, die von den Abgeordneten wegen man-
gelnder Ergebnisse heftig kritisiert wird. Die vor-
getragene Kritik findet in einer am Ende der De-
batte angenommenen Resolution ihren Nieder-
schlag.

Im Mittelpunkt der Tagung stehen Fragen über
die Erweiterung der Befugnisse des Parlaments
vor allem im Bereich der Haushaltskompeten-
zen. Im Anschluß an den Bericht über die Eigen-
mittel der Gemeinschaft wird eine Entschließung
angenommen, in der die Erhöhung der Eigen-
mittel über die 1 %-Grenze der Mehrwertsteuer
hinaus gefordert wird.

Außerdem werden Entschließungen verabschie-
det zu den Berichten über das Allfaserabkom-
men und die Seerechtskonferenz sowie über die
Verschärfung des Libanon-Konflikts, die Lage in
Polen und die innenpolitische Entwicklung in der
Türkei, verbunden mit der Mahnung, das Asso-
ziierungsabkommen mit der EG außer Kraft zu
setzen, wenn nicht binnen 2 Monaten wieder de-
mokratische Institutionen eingeführt werden.

Industriepolitik

7. — 8. April: Auf einer informellen Tagung in
Groningen erörtern die Industrieminister die La-
ge der Stahlindustrie sowie verschiedene indu-
strielle Aspekte aus dem Textil- und Telematik-
bereich.

Kommission

8. April: Die Kommission übermittelt dem Rat
den Vorschlag, die historischen Archive der EG
nach einem Zeitraum von 30 Jahren zu öffnen.

Soforthilfe Griechenland

8. April: Die Kommission gewährt Griechenland
für die Opfer der Erdbeben im Februar und
März eine Soforthilfe in Höhe von 3 Mio. ECU.

Außenbeziehungen

9. - 1 0 . April: Der Rat für Allgemeine Angele-
genheiten legt die gemeinsame Position für die 6.
Tagung des AKP-EWG-Ministerrates fest und
genehmigt den Abschluß eines Abkommens zwi-
schen der EWG und der Schweiz über die medi-
zinische Forschung und öffentliche Gesundheit.
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März —Mai

Entwicklungspolitik

9. - 10. April: Auf der Tagung des AKP-EWG-
Ministerrates in Luxemburg wird beschlossen,
die Aufnahme neuer Waren in die Stabex-Liste
vorzubereiten und an den Beschlüssen der Kom-
mission zum Zuckerprotokoll festzuhalten. Fer-
ner sollen 20 % der für 1981 veranschlagten Mit-
tel des Stabex-Plans zur Deckung des Rückgangs
der Erlöse im Jahr 1980 verwendet und die han-
delspolitische Zusammenarbeit im Rahmen der
Bestimmungen des Lome II-Abkommens ausge-
baut werden.

OAU

9. — 10. April: In Genf findet unter dem Vorsitz
von UN-Generalsekretär Kurt Waldheim eine
internationale Konferenz über die Flüchtlingshil-
fe in Afrika statt. Auf der von der Organisation
für Afrikanische Einheit (OAU) veranstalteten
Konferenz wird die EG vom amtierenden Rats-
präsidenten Van der Klaauw vertreten.

Industriepolitik

15. April: Die Kommission übermittelt dem Rat
eine Mitteilung über die Gemeinschaftspolitik im
Textilbereich, in der die Verlängerung des Allfa-
serabkommens auf 5 Jahre gebilligt wird.

Marokko

21. -23. April: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Natali, hält sich zu einem offiziellen Besuch
in Rabat auf unf führt Gespräche mit dem ma-
rokkanischen Premierminister Bonabid und ho-
hen Regierungsvertretern.

Japan

22. -25. April: Kommissionsmitglied Cheysson
hält sich zu einem offiziellen Besuch in Tokio auf
und führt Gespräche mit der japanischen Regie-
rung.

Entwicklungspolitik

28. April: Auf einer Tagung des Rates für Zu-
sammenarbeit in Entwicklungsfragen werden der
aktuelle Stand des Nord-Süd-Dialogs und die Er-
arbeitung einer gemeinsamen Position diskutiert.
Die Minister vereinbaren die Teilnahme der EG
an der Konferenz über Fragen der am wenigsten
entwickelten Länder in Paris und an der Genfer
Konferenz über Flüchtlingshilfe. Außerdem
stimmen sie den Vorschlägen der Kommission
bezüglich der Nahrungsmittelhilfeprogramme für

1981 zu und verabschieden Entschließungen zur
Welternährungslage, Flüchtlingshilfe und Ge-
meinschaftshilfe für die Entwicklungsländer.

Soforthilfe Afghanistan-Flüchtlinge

29. April: Die Kommission bewilligt für die Af-
ghanistan-Flüchtlinge in Pakistan Soforthilfen im
Werte von 15 Mio. ECU.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

29. -30. April: Auf der 187. Plenartagung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses werden Stel-
lungnahmen zum Binnenmarkt, der Zollunion,
der Wettbewerbspolitik, der Regionalpolitik,
zum Verbraucherschutz und der Verkehrspolitik
verabschiedet.

Sozialpolitik

30. April: Die Kommission erläßt die Leitlinien
für die Verwaltung des Sozialfonds in den Jahren
1982 - 1984, die die bereits geltenden Bestim-
mungen praktisch verlängern.

Portugal

30. April — 5. Mai: Der Vizepräsident der Kom-
mission, Natali, stattet Portugal einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit Staatspräsi-
dent General Eanes, Ministerpräsident Balse-
mao und dem Minister für die europäische Inte-
gration Barreto über den Stand der Beitrittsver-
handlungen.

Mai

Europäisches Parlament

4. - 8. Mai: Sitzungswoche des EP in Straßburg.
Nach einer mit knapper Mehrheit anberaumten
politischen Debatte über die Lage in Ulster wer-
den in einer Resolution Terrorakte unabhängig
von den jeweiligen Umständen verurteilt und der
Rat und die Kommission ersucht, gemeinsam mit
dem Parlament alles in ihren Kräften stehende zu
tun, um die Spannungen in Nordirland abzubau-
en.

Das Parlament befaßt sich mit Berichten über die
Industriepolitik, die Sanierung der Stahlindu-
strie, die Mikroelektronik und Telekommunika-
tion und diskutiert Fragen der Verkehrspolitik,
wobei es sich eindeutig für den Bau eines Tun-
nels unter dem Ärmelkanal auspricht.
Außerdem werden Entschließungen verabschie-
det zur internationalen technologischen Zusam-
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menarbeit, zur Lage des Europäischen Hoch-
schulinstituts in Florenz sowie zur Kernenergie,
für deren Ausbau ein Moratorium abgelehnt
wird.

USA

5. Mai: Der amerikanische Außenminister Alex-
ander Haig stattet der Kommission einen Besuch
ab und informiert Präsident Thorn über die Er-
gebnisse der NATO-Ministerratstagung von
Rom. Im Mittelpunkt des Gesprächs stehen Fra-
gen der internationalen Politik und der bilatera-
len Beziehungen.

Bildungspolitik

5. Mai: Die Kommission übermittelt dem Rat ei-
ne Mitteilung über die Anerkennung der akade-
mischen Befähigungsnachweise und Diplome so-
wie der Studienzeiten an den Hochschulen. Dazu
schlägt sie die Schaffung eines neuen Informa-
tionssystems vor, das in das Bildungsinforma-
tionsnetz Eurydice eingegliedert werden kann.

Japan

6. Mai: Die Kommission gibt in einer Erklärung
bekannt, daß sie eine Vereinbarung über die Be-
schränkung japanischer Automobilexporte in die
Gemeinschaft beantragen wird.

EPZ

9. —10. Mai: Auf einer informellen Tagung in
Venlo (Niederlande) beschließen die Außenmi-
nister, Probleme der Sicherheitspolitik künftig in
die politische Zusammenarbeit mitaufzunehmen,
aber für die EPZ keinen neuen Verwaltungsap-
parat aufzubauen. Diskussionsgegenstände sind
außerdem die Ost-West-Beziehungen, die KSZE
sowie die Lage im Nahen Osten und in der Tür-
kei.

Österreich

11. —12. Mai: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Haferkamp, stattet Österreich einen offi-
ziellen Besuch ab und führt Gespräche mit Bun-
despräsident Kirchschläger, Bundeskanzler
Kreisky und Vertretern von Parlament und Re-
gierung. Im Mittelpunkt stehen wirtschafts- und
handelspolitische Fragen.

Europarat

/ / . - 7 5 . Mai: Die Parlamentarische Versamm-
lung tagt in Straßburg und wählt den Spanier de

Areilza zu ihrem neuen Präsidenten. Im Mittel-
punkt der Beratungen stehen die Berichte über
die aktuelle Lage in der Türkei. Ferner werden
der Haushalt 1981 angenommen und die Mittel
für den Haushaltsplan 1982 erhöht.

Entwicklungspolitik

12. Mai: Nigeria ratifiziert als letztes AKP-Land
das zweite Abkommen von Lome.

Agrarpolitik

12. Mai: Der Rat der Landwirtschaftsminister
führt einen Meinungsaustausch über die Auswir-
kungen der Agrarpreisbeschlüsse für 1980/81,
unterstützt die Neuordnung des Systems der
Agrarerhebungen in Italien und erzielt wichtige
Fortschritte im Bereich der Kontrolle von Hor-
monpräparaten.

Europarat

14. Mai: Das Ministerkomitee des Europarates
erklärt, bei der Bekämpfung des internationalen
Terrorismus besser zusammenarbeiten zu wollen
und erörtert den aktuellen Stand der KSZE-Fol-
gekonferenz in Madrid. Der türkische Außenmi-
nister Türkmen kündigt für September oder Ok-
tober die Einberufung einer verfassunggebenden
Versammlung an.

Portugal

18. Mai: In Brüssel findet die 4. Konferenz auf
Ministerebene über den Beitritt Portugals zur
EG statt. Der portugiesische Minister für euro-
päische Integration, Alvaro Barreto, versucht,
die Beitrittsverhandlungen zu beschleunigen, da-
mit Portugal ab 1. Januar 1984 Vollmitglied wer-
den kann.

Außenbeziehungen

18. —19. Mai: Der Rat der Außenminister ver-
abschiedet eine Erklärung, in der ernste Beden-
ken über die derzeitigen Handelsbeziehungen
zwischen Japan und der EG, insbesondere wegen
der hohen japanischen Automobilexporte, geäu-
ßert werden. Ferner werden die Nahrungsmittel-
hilf eprogramme für 1981, die Verhandlungser-
gebnisse eines Abkommens über den Import von
australischem Uran, die Fortsetzung des For-
schungsprojektes „Super-Sara" und das 2. Pro-
gramm zum Schutz und zur Aufklärung der Ver-
braucher genehmigt.
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Mai—Juni

Industriepolitik

25. Mai: Die Kommission übermittelt dem Rat
eine Mitteilung zur Lage der Eisen- und Stahlin-
dustrie, wobei erstmals ergänzende Maßnahmen
zur geplanten Umstrukturierungspolitik aufge-
führt werden.

Kommission

26. Mai: Der Franzose Edgard Pisani wird zum
Nachfolger des ehemaligen Kommissars für Fra-
gen der Entwicklungshilfe, Claude Cheysson, er-
nannt, der zum französischen Außenminister be-
rufen wurde.

Energiepolitik

26. Mai: In Adrano auf Sizilien wird „Eurelios",
das größte Sonnenkraftwerk der Welt, einge-
weiht. Es wurde im Rahmen des EG-For-
schungsprogramms „Energie" gebaut.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

26.-27. Mai: Auf der 188. Plenartagung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses werden Stel-
lungnahmen zum Binnenmarkt, der Zollunion
und der Fischereipolitik verabschiedet. Im Mit-
telpunkt der Beratungen steht eine Initiativstel-
lungnahme über die Durchführung des Lome
II-Abkommens.

Juni

Agrarpolitik

1. —2. Juni: Auf einer informellen Tagung der
Agrarminister in Rotterdam stehen die von der
Kommision vorgelegten Reformpläne für die
Gemeinsame Agrarpolitik im Mittelpunkt der
Diskussion. '

Europarat

3. — 4. Juni: In Lissabon findet eine Konferenz
der Erziehungsminister des Europarates statt. Im
Mittelpunkt der Beratungen steht die Erziehung
der 3 — 8jährigen Kinder.

Industriepolitik

4. Juni: Der Ministerrat für die Eisen- und Stahl-
industrie beschließt die Einführung einer Preis-
überwachung für den Bereich der Stahlindustrie
und stimmt einer weiteren Anwendung von Arti-
kel 58 EGKS auf Breitband- und Folgeerzeugnis-
se zu.

Türkei

5. Juni: Auf Antrag der türkischen Regierung
tritt in Brüssel der Assoziationsrat EWG-Türkei
auf Botschafterebene zusammen und berät die
weitere Durchführung des Assoziierungsabkom-
mens. Der türkische Vertreter kündigt konkrete
Maßnahmen für die Rückkehr zur Demokratie
und danach den baldmöglichen Beitrittsantrag
zur EG an.

Sozialpolitik

10. Juni: Der Ministerrat für Arbeit und soziale
Angelegenheiten billigt einen erhöhten Interven-
tionssatz für die in griechischem Hoheitsgebiet
durchgeführten Vorhaben des Sozialfonds und
erörtert die jüngsten Mitteilungen der Kommis-
sion über die Arbeitslosigkeit.

Umweltschutz

11. Juni: Auf einer Tagung des Rates für Um-
weltfragen stellen die Minister grundsätzliches
Einvernehmen her über die Errichtung eines ge-
meinschaftlichen Informationssystems zur Ver-
hütung und Bekämpfung der Ölverschmutzung
des Meeres.

Wirtschafts- und Sozialpolitik

11. Juni: Im Mittelpunkt einer gemeinsamen Ta-
gung der Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Ar-
beitsminister, „Jumbo-Rat" genannt, steht eine
Generaldebatte über die Wirtschafts- und Sozial-
politik der Gemeinschaft.

Agrarpolitik

75. Juni: Der Rat der Landwirtschaftsminister
diskutiert weiter offene Fragen (Getreide, Zuk-
ker, Schaffleisch) und vertagt sich ohne Be-
schlüsse.

Wirtschaft und Finanzen

15. Juni: Der Rat für Wirtschaft und Finanzen
führt einen Meinungsaustausch über Ausfuhr-
kredite und bereitet die Tagung des Europäi-
schen Rates vor.

Japan

15. Juni: Der japanische Premierminister Suzuki
stattet in Begleitung von Außenminister Sonoda
der Kommission einen offiziellen Besuch ab und
führt Gespräche mit Präsident Thorn und ande-
ren Kommissionsmitgliedern über den Ausbau
der Beziehungen Japans zur EG.
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Europäisches Parlament

75. - 1 9 . Juni: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Noch bevor die Kommission ihren Bericht
über das Mandat vom 30. Mai 1980 vorlegt, fin-
det eine Debatte über die aktuelle Lage und poli-
tische Weiterentwicklung der Gemeinschaft
statt. Man ist sich einig, daß das Mandat mehr
beinhalten muß als simple haushaltstechnische
Korrekturen. In zwei dazu verabschiedeten Be-
richten stehen die Forderungen nach einer globa-
len Umstrukturierung der einzelnen Politikberei-
che und die Anerkennung des Grundsatzes, daß
die Entwicklung zu einer europäischen politi-
schen Union nicht umkehrbar ist, im Vorder-
grund. Daneben legt in Vertretung des amtieren-
den Ratspräsidenten Van der Klaauw der Staats-
sekretär im niederländischen Außenministerium,
Van der Mai, eine Bilanz des niederländischen
Ratsvorsitzes vor, die von den Abgeordneten
heftig kritisiert wird.

Weiter verabschiedet das Parlament einen Be-
richt zur Reform und Anpassung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik und erteilt der Kommission
Entlastung über die Ausführung des Haushalts-
plans 1979. Außerdem werden in verschiedenen
Entschließungen die Abschaffung der Todesstra-
fe in allen Mitgliedstaaten gefordert, der israeli-
sche Überfall auf das irakische Kernforschungs-
zentrum Tammuz verurteilt und ein koordinier-
tes Vorgehen innerhalb des EWS verlangt, insbe-
sondere im Zusammenhang mit der aktuellen
Währungssituation und dem Dollarkurs.

Japan

16. — 17. Juni: Der japanische Außenhandelsmi-
nister Tanaka führt Gespräche mit Kommissions-
präsident Thorn und den Vizepräsidenten Davi-
gnon und Haferkamp über die Wirtschafts- und
Handelsbeziehungen zwischen der EG und Ja-
pan. Dabei stellt er in Aussicht, daß die japani-
schen Automobilexporte im Jahre 1981 maßvoll
sein würden und im Herbst über die Exportquo-
ten für 1982 verhandelt würde.

Entwicklungspolitik

18. Juni: Die Kommission leitet dem Rat und
dem EP eine Mitteilung zu, die eine Analyse,
Ideen und Grundsätze zur Hilfe für Flüchtlinge
und Vertriebene enthält, und knüpft damit an
die Diskussion auf der Genfer Flüchtlingskonfe-

ASEAN

19. — 20. Juni: Der amtierende Ratspräsident
Van der Klaauw und der Vizepräsident der Kom-
mission, Haferkamp, nehmen an der Außenmi-
nisterkonferenz der ASEAN-Staaten (Verband
der Südostasiatischen Nationen) in Manila teil.

EPZ

22. Juni: Auf einer Tagung der Außenminister
im Rahmen der EPZ berichtet der amtierende
Ratspräsident Van der Klaauw über seine Reise
durch den Nahen Osten. Außerdem wird der
Plan über die Einberufung einer Afghanistan-
Konferenz beraten.

Bildungspolitik

22. Juni: Der Rat der Bildungsminister erörtert
die Ausbildungspolitik im Zusammenhang mit
der Beschäftigungslage, die Auswirkungen der
demographischen Veränderungen auf die Bil-
dungssysteme sowie die Anerkennung der Diplo-
me und Studienzeiten.

Entwicklungspolitik

22. Juni: Der Rat für Zusammenarbeit in Ent-
wicklungsfragen bereitet die Pariser Konferenz
über die am wenigsten entwickelten Länder vor
und einigt sich auf gemeinsame Schlußfolgerun-
gen über Investitionen in den Entwicklungslän-
dern.

Wirtschaftspolitik

22. Juni: Die Kommission übermittelt dem Rat
eine Mitteilung über die Lage des Binnenmark-
tes, in der sie bedauernd feststellt, daß die Mit-
gliedstaaten unter dem Einfluß der Wirtschafts-
krise immer mehr zu protektionistischen Maß-
nahmen greifen. Den Europäischen Rat fordert
sie auf, eine nachdrückliche Erklärung gegen den
Binnenprotektionismus abzugeben.

Malta

22. Juni: Der Assoziationsrat EWG-Malta tritt
zu seiner 3. Tagung auf Ministerebene zusam-
men. Der maltesische Ministerpräsident Dom
Mintoff fordert Verhandlungen über ein neues
Finanzprotokoll und eine Überprüfung der poli-
tischen Beziehungen zur EG.

Außenbeziehungen

22. — 23. Juni: Der Ministerrat für Auswärtige
Angelegenheiten bereitet die Tagung des Euro-
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Juni—Juli

päischen Rates vor, verlängert die Mittelmeer-
Finanzprotokolle, genehmigt einen Bericht der
Kommission über den Nord-Süd-Dialog, disku-
tiert die Beziehungen zu Japan und den Stand
der Beitrittsverhandlungen mit Portugal und ver-
abschiedet eine Entschließung über die Einfüh-
rung eines einheitlichen Reisepasses.

Indien >

23. Juni: In Luxemburg unterzeichnen der amtie-
rende Ratspräsident Van der Klaauw, der Vize-
präsident der Kommission, Haferkamp, und der
indische Handelsminister Alam Khan ein Ab-
kommen über handelspolitische und wirtschaftli-
che Zusammenarbeit zwischen Indien und der
EG. Das nichtpräferentielle neue Abkommen
hat eine Laufzeit von fünf Jahren.

Kommission

24. Juni: Kommissionspräsident Gaston Thorn
legt den Bericht der Kommission zum Mandat
vom 30. Mai 1980 vor.

Energiepolitik

24. Juni: Der Ministerrat für Energiefragen dis-
kutiert über den Engpaß in der Erdölversorgung,
die Investitionen im Energiesektor, die Energie-
preise und über die Substitution von Erdöl durch
Kohle.

Industriepolitik

24. Juni: Auf einer Tagung des Rates für die Ei-
sen- und Stahlindustrie erzielen die Minister poli-
tisches Einvernehmen über einen neuen Kodex
von Beihilfen für die Stahlindustrie, eine gemein-
same Aktion in der Preispolitik und mengenmä-
ßige Beschränkungen zur Sanierung des Marktes
sowie über einen Maßnahmenkatalog im sozialen
Bereich.

Norwegen

26. Juni: Der Vizepräsident der Kommission,
Haferkamp, führt in Oslo Gespräche mit dem
norwegischen Außenminister Frydenlund und
hohen Regierungsvertretern über bilaterale und
internationale politische Fragen.

Europäischer Rat

29. - 30. Juni: Tagung des Europäischen Rates
in Luxemburg unter dem Vorsitz .des niederlän-
dischen Ministerpräsidenten Van Agt. Zentrales
Thema der Beratungen ist die wirtschaftliche und

soziale Lage. Weiter stehen auf der Tagesord-
nung die Durchführung des Mandats vom 30.
Mai, die Beziehungen zu den USA und Japan im
Hinblick auf den nächsten Weltwirtschaftsgipfel
in Ottawa, die Lage der Stahlindustrie und des
Binnenmarktes sowie der Nord-Süd-Dialog und
die anstehenden Globalverhandlungen.
Außerdem erörtert der Rat die politische Lage
im Nahen Osten, dem Libanon, Kamputschea
und Namibia und fordert die Einberufung einer
internationalen Afghanistan-Konferenz, die in
zwei Phasen durchgeführt werden soll.

Schweden

29. - 30. Juni: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Haferkamp, stattet Schweden einen offi-
ziellen Besuch ab und führt Gespräche mit hohen
Regierungsvertretern über den Ausbau der bei-
derseitigen Beziehungen.

Agrarpolitik

30. Juni: Auf Antrag Großbritanniens findet eine
Sondersitzung des Rates der Agrarminister statt,
auf der aber erneut keine Einigung über die
Schaffleischpreise erzielt werden kann.

Juli

Ministerrat

1. Juli: Der Ratsvorsitz geht von den Niederlan-
den auf Großbritannien über.

Sozialpolitik

1. Juli: Die Kommission nimmt den Bericht des
Europäischen Sozialfonds für 1980 an (9. Tätig-
keitsbericht).

Wirtschafts- und Sozialausschuß

/. ~3. Juli: Auf der 189. Plenartagung des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses steht die Ausspra-
che über den Wirtschaftsbericht und den Sozial-
bericht im Mittelpunkt. Außerdem werden Stel-
lungnahmen zur allgemeinen Wirtschaftslage,
der Automobilindustrie, der Bauwirtschaft, der
sozialen Lage, zum Jahr der Behinderten und
den Beziehungen zu Japan verabschiedet.

Wirtschaft und Finanzen

6. Juli: Der Rat für Wirtschaft und Finanzen
erörtert im Rahmen seiner zweiten vierteljährli-
chen Prüfung die Wirtschaftslage in der Gemein-
schaft, bereitet den Weltwirtschaftsgipfel in Ot-
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tawa vor, insbesondere im Hinblick auf die Wäh-
rungsbeziehungen mit Drittländern, und disku-
tiert erneut über Ausfuhrkredite.

Europäisches Parlament

6. - 10. Juli: Sitzungswoche des EP in Straßburg.
Im Mittelpunkt steht eine ausführliche Debatte
über die institutionelle Weiterentwicklung der
Gemeinschaft. Auf Initiative des „Klub Kroko-
dil" wird beschlossen, von der 2. Hälfte dieser
Legislaturperiode an einen ständigen institutio-
nellen Ausschuß einzusetzen, der Änderungen
der bestehenden Verträge ausarbeiten soll. Da-
neben werden die 5 Reformberichte der Herren
Van Miert, Hänsch, Diligent, von Lady Elles
und Frau Baduel Glorioso verabschiedet. Das
Parlament beschließt, seine Plenartagungen
künftig nur noch in Straßburg und die Sitzungen
seiner Fraktionen und Ausschüsse in der Regel
in Brüssel abzuhalten sowie die Tätigkeit des Ge-
neralsekretariats und der technischen Dienste in
Luxemburg zu überprüfen im Hinblick auf einen
einheitlichen Sitz für alle Organe der EG.
Kommissionspräsident Thorn stellt in einer allge-
meinen Erklärung den Bericht über das Mandat
vom 30. Mai vor und kündigt konkrete Reform-
vorschläge und die Vorlage eines Zeitplans noch
im Juli 1981 an. Der neue Ratspräsident , der
englische Außenminister Lord Carrington, be-
richtet über die Ergebnisse der Tagung des Euro-
päischen Rates in Luxemburg und legt das Pro-
gramm des britischen Ratsvorsitzes vor mit den
drei Schwerpunkten Erneuerung, Erweiterung
und Stärkung der Identität der Gemeinschaft.
Außerdem wird über den Vorentwurf des Haus-
haltsplans 1982, die Lage der Automobilindu-
strie und die Handelsbeziehungen zwischen der
EWG und Japan diskutiert und eine Entschlie-
ßung zur wirksameren Bekämpfung des Terroris-
mus verabschiedet.

Kanada

6. —10. Juli: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Haferkamp, stattet Kanada einen offiziel-
len Besuch ab und führt Gespräche mit hohen
Regierungsvertretern, insbesondere über die
Vorbereitung des Weltwirtschaftsgipfels in Otta-
wa.

Europäischer Gerichtshof

7. Juli: Der Europäische Gerichtshof verkündet
in einem Urteil über die sogenannten „Butter-
fahrten", daß der zoll- und steuerfreie Verkauf

verschiedener Waren an Bord von Schiffen mit
dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar ist.

USA

9. —10. Juli: Kommissionpräsident Thorn stattet
den USA einen offiziellen Besuch ab und führt
Gespräche mit Präsident Reagan, Vizepräsident
Bush und Außenminister Haig. Der Besuch
dient vor allem der Vorbereitung des Weltwirt-
schaftsgipfels in Ottawa.

Außenbeziehungen

13. Juli: Der Rat für Auswärtige Angelegenhei-
ten setzt seien Meinungsaustausch über die Be-
ziehungen zu Japan und über die Verlängerung
der Mittelmeerfinanzprotokolle fort, legt Ver-
handlungslinien für die Erneuerung des Multifa-
serabkommens fest und billigt die vorläufige An-
wendung des Kakao-Abkommens von 1980 zum
1. August. Daneben wird die 8. Ministerkonfe-
renz über den Beitritt Spaniens vorbereitet.

EPZ

13. Juli: Auf einer Tagung im Rahmen der EPZ
diskutierten die Außenminister Vorschläge zur
Einberufung einer Afghanistan-Konferenz und
den Stand der Verhandlungen des KSZE-Folge-
treffens in Madrid.

Spanien

13. Juli: In Brüssel findet die 8. Konferenz auf
Ministerebene über den Beitritt Spaniens zur EG
statt.

Regionalpolitik

14. Juli: Die Kommission nimmt den Bericht des
Europäischen Entwicklungsfonds für 1980 an (6.
Jahresbericht).

Industriepolitik

16. Juli: Die Kommission verabschiedet das Vor-
ausschätzungsprogramm „Stahl" für das 3. Quar-
tal 1980.

Entwicklungspolitik

17. Juli: Die Kommission beschließt, im Rahmen
des Stabex-Systems 36 Transfers zugunsten von
29 AKP-Staaten durchzuführen.

Agrarpolitik

20. —21. Juli: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster erzielt Einvernehmen über die geplanten
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Juli—September

Strukturmaßnahmen für Irland, die Leitlinien
der Beihilferegelung für Baumwolle und deren
Zielpreise sowie über ein Verbot von hormonel-
len Arzneimitteln bei der Tieraufzucht.

Wirtschaftspolitik

22. Juli: Die Kommission genehmigt den Ent-
wurf des 5. Programms für die mittelfristige
Wirtschaftspolitik 1981 - 1985 und übermittelt
ihn dem Rat.

Haushaltspolitik

22. — 23. Juli: Der Ministerrat für Haushaltsfra-
gen stellt den Berichtigungshaushaltsplan Nr. 1-
1981 auf und einigt sich auf einen Haushaltsent-
wurf für 1982, bei dem für die nichtobligatori-
schen Ausgaben der Höchstsatz von 14,5 % ver-
anschlagt wird.

Fischereipolitik

27. Juli: Auf einer Tagung des Rates für Fische-
reifragen wird keine Einigung erzielt über die
Aufteilung der Quoten und Fangmodalitäten des
wieder zugelassenen Heringsfanges in der Nord-
see, aber eine Verordnung über die Verwaltung
und Kontrolle der gemeinschaftlichen Fangquo-
ten für 1981 angenommen.

Agrarpolitik

28. Juli: In Ergänzung ihrer Agrarpreisvorschlä-
ge für 1981/82 und ihres Berichts über das Man-
dat vom 30. Mai legt die Kommission dem Rat
eine Mitteilung vor bezüglich der Aushandlung
von Mehrjahresrahmenabkommen über die Lie-
ferung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen.

Entwicklungspolitik

29. Juli: Die Kommission legt dem Rat ihre Vor-
schläge zu den Allgemeinen Zollpräferenzen für
1982 vor.

Fischereipolitik

29. Juli: Die Kommission bittet die einzelnen
Mitgliedstaaten, die ihnen zugewiesenen Quoten
für den Heringsfang bis zu einer engültigen Re-
gelung auf zwei Drittel zu reduzieren.

Industriepolitik

30. Juli: Die Kommission übermittelt dem Rat
eine Mitteilung über die Lage und Zukunftsaus-
sichten der Textil- und Bekleidungsindustrie in
der EG.

August

Regionalpolitik

5. August: Die Kommission legt dem Rat neue
Leitlinien und Prioritäten für die Regionalpolitik
vor. Absoluten Varrang hat dabei die Schaffung
neuer produktiver Arbeitsplätze.

Verkehrspolitik

10. August: Die Kommission übermittelt dem
Rat einen Vorschlag über die wirksame Anwen-
dung gemeinschaftlicher Wettbewerbsregeln im
Luftverkehr.

Energiepolitik

10. —21. August: Die EG nimmt offiziell an der
Konferenz über neue und erneuerbare Energien
in Nairobi teil, der ersten eigens Energiefragen
gewidmeten Konferenz der Vereinten Nationen.

September

Entwicklungspolitik

1. -14. September: Unter maßgeblicher Beteili-
gung der EG findet in Paris die Konferenz der
Vereinten Nationen über die am wenigsten ent-
wickelten Länder statt. Im Konsensverfahren
wird ein neues, umfassendes Aktionsprogramm
für die 80er Jahre angenommen, das eine deutli-
che Erhöhung der Hilfe für diese Länder vor-
sieht.

EPZ

5. — 6. September: Auf einer informellen Tagung
in Brocket Hall bei London erörtern die Außen-
minister die Entwicklung im Nahen Osten und
die Lage in Afghanistan, El Salvador, Polen und
Namibia.

Republik Korea

10. September: Der südkoreanische Premiermini-
ster Nam stattet in Begleitung hoher Regierungs-
vertreter der Kommission einen offiziellen Be-
such ab und führt Gespräche mit Präsident
Thorn und Vizepräsident Haferkamp vor allem
über wirtschafts- und handelspolitische Fragen.

Algerien

12. -13. September: Das für Entwicklungsfragen
zuständige Kommissionsmitglied Pisani stattet
Algerien einen offiziellen Besuch ab und führt
Gespräche mit hohen Regierungsvertretern über
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die bilateralen Beziehungen und über Probleme,
die sich aus den Kooperationsabkommen erge-
ben.

Außenbeziehungen

14. September: Der Rat der Außenminister be-
grüßt die italienische Initiative zur Bekämpfung
des Hungers in der Welt und fordert die Kom-
mission auf, diesbezüglich Vorschläge auszuar-
beiten. Die Minister erörtern außerdem den ak-
tuellen Stand des Nord-Süd-Dialogs, insbesonde-
re im Hinblick auf die Konferenz in Cancun, und
führen eine Grundsatzdebatte über den Man-
datsbericht der Kommission.

Europäisches Parlament

14. -18. September: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Im Mittelpunkt stehen eine große De-
batte über die Beschäftigungslage in der EG, zu
der auch drei Berichte vorgelegt werden, und
verschiedene Haushaltsberatungen. Das Parla-
ment verabschiedet in erster Lesung den Berich-
tigungshaushalt Nr. 1 für 1981 und nimmt einen
Entschließungsantrag zum Entwurf des Haus-
haltsplans 1982 an.

Außerdem werden drei Entschließungen zur
Notwendigkeit einer gemeinsamen Fischereipoli-
tik und ein Bericht über die Handelsbeziehungen
zwischen der EG und den arabischen Golfstaaten
angenommen sowie Entschließungen verabschie-
det zum Programm 1981 für die Verwirklichung
der Zollunion, zur Lage in El Salvador, Guate-
mala und der Flüchtlingsproblematik in Thailand
und zur europäischen Weltraumpolitik, insbe-
sondere mit der Empfehlung, eine europäische
Konferenz für Weltraumforschung einzuberufen.

Wirtschaft und Finanzen

17. September: Der Ministerrat für Wirtschaft
und Finanzen legt den gemeinschaftlichen Stand-
punkt für die jährliche Tagung des IWF fest,
überprüft die Schutzmaßnahmen der italieni-
schen Regierung im Devisenbereich, einigt sich
auf die Erhöhung der Mittel des NGI II (Neues
Gemeinschaftsinstrument) um 1 Mrd. ECU und
billigt das Abkommen zwischen Australien und
Euratom über den Transfer von Kernmaterial.

Industriepolitik

17. September: Die Kommission übermittelt dem
Rat den 3. Bericht über die Schiffbauindustrie
mit Stand vom 1. Januar 1981.

USA

17. - 1 9 . September: Der Vizepräsident der
Kommission, Davignon, stattet den Vereinigten
Staaten einen offiziellen Besuch ab und führt Ge-
spräche mit hohen Regierungsvertretern über die
bilateralen Handelsbeziehungen zwischen der
EG und den USA.

Türkei

18. September: Der türkische Außenminister
Turkmen stattet der Kommission einen offiziel-
len Besuch ab und führt Gespräche mit Präsident
Thorn und Vizepräsident Haferkamp über den
aktuellen Stand der Beziehungen zwischen der
EG und der Türkei.

Tunesien

19. —21. September: Das für Entwicklungsfragen
zuständige Kommissionsmitglied, Pisani, stattet
Tunesien einen offiziellen Besuch ab und führt
Gespräche mit hohen Regierungsvertretern über
die bilateralen Beziehungen und über Probleme,
die sich aus den Kooperationsabkommen erge-
ben. Daneben finden in Tunis Kontaktgespräche
mit dem Generalsekretär der Arabischen Liga
über die Wiederaufnahme der Arbeit der Gene-
ralkommission des europäisch-arabischen Dia-
logs statt.

Finanzpolitik

22. September: Auf einer Tagung des Rates für
Steuerfragen kann man keine Einigung über die
Harmonisierung der Umsatzsteuer auf alkoholi-
sche Getränke und den grenzüberschreitenden
Vekehr erzielen und vertagt sich auf Oktober.

UNO

22. September: Auf der 36. Tagung der General-
versammlung der Vereinten Nationen gibt der
amtierende Ratspräsident, Lord Carrington, im
Namen der EG eine Grundsatzerklärung zu
wichtigen internationalen Fragen ab.

Europarat

22. - 24. September: In Madrid findet die 1. Ta-
gung der Gesundheitsminister des Europarates
statt. Es wird vor allem eine bessere Zusammen-
arbeit im Berich der Vorsorge- und der Gesund-
heitserziehung angestrebt.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

23. — 24. September: Auf der 190. Plenartagung
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September— Oktober

des Wirtschafts- und Sozialausschusses werden
Stellungnahmen u.a. zur Regelung der Sommer-
zeit, der Verkehrspolitik, der Nahrungsmittelhil-
fe und zu den energiepolitischen Zielen für 1990
verabschiedet.

Sozialpolitik

24. — 25. September: Auf einer informellen Ta-
gung in London erörtern die Sozial- und Arbeits-
minister neue Leitlinien für die Reform des So-
zialfonds, Beschäftigungsfragen und vor allem
die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit.

Agrarpolitik

28. September: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster führt einen ergebnislosen Meinungsaus-
tausch über die Einfuhr von italienischem Wein
nach Frankreich, den Erdgaspreis in den Nieder-
landen für beheizte Gewächshäuser sowie über
Importrestriktionen bei Eiern und Geflügel und
verabschiedet zwei Richtlinien für Tierarzneimit-
tel.

Entwicklungspolitik

28. — 30. September: In Luxemburg findet unter
dem gemeinsamen Vorsitz der Präsidentin des
Europäischen Parlaments, Frau Veil, und des
Präsidenten der Nationalversammlung Kame-
runs, Herrn Mena, die Jahrestagung der Bera-
tenden Versammlung der AKP-EWG-Staaten
statt.

Fischereipolitik

29. September: Auf einer Tagung des Rates für
Fischereifragen werden wesentliche Fortschritte
erzielt im Hinblick auf eine gemeinsame Fische-
reipolitik. Die Minister einigen sich auf eine ge-
meinsame Marktordnung für Fischereierzeugnis-
se, die Genehmigung der Fischereiabkommen
mit Kanada, Schweden und den Färöerinseln,
vorläufige Strukturhilfen für die Küstenfischerei
und auf die Verabschiedung von Leitlinien für
die Kommission zur Aushandlung der Fischerei-
abkommen mit afrikanischen Ländern.

Verkehrspolitik

29. September: Die Kommission übermittelt dem
Rat einen Bericht über die Bewertung der ge-
meinschaftlichen Bedeutung der Infrastruktur-
vorhaben im Verkehr.

Entwicklungspolitik

30. September: Aufgrund einer Initiative der ita-
lienischen Regierung und auf Veranlassung von
Kommissionsmitglied Edgard Pisani verabschie-
det die Kommission einen umfassenden Aktions-
plan zur Bekämpfung des Hungers in der Welt.
Im Zuge der auf der Konferenz von Paris über-
nommenen Verpflichtungen wird vorgeschlagen,
aus Haushaltsmitteln, die beim EAGFL „Abtei-
lung Garantie" erzielt worden sind, eine Nah-
rungsmittelhilfe in Höhe von 40 Mio. ECU für
die am wenigsten entwickelten Länder bereitzu-
stellen.

Energiepolitik

30. September: Die Kommission übermittelt dem
Rat eine Mitteilung über die Leitlinien einer ge-
meinschaftlichen Energiepolitik und die konkre-
te Ausgestaltung einer gemeinsamen Energie-
strategie.

Verkehrspolitik

30. September: Die Kommission billigt einen
Vorschlag über die systematische Anwendung
von Wettbewerbsregeln im Seeverkehr und leitet
ihn an den Rat weiter.

Europarat

30. September - 8. Oktober: In Straßburg findet
eine Tagung der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates statt. Im Mittelpunkt der
Beratungen stehen die Beziehungen Europas zu
Nordamerika, die Lage in der Türkei und im Na-
hen Osten sowie die Zusammenarbeit bei huma-
nitären Hilfsaktionen für Polen.

Oktober

Australien

2. Oktober: Der australische Landwirtschaftsmi-
nister Peter Nixon stattet der Kommission einen
offiziellen Besuch ab und führt Gespräche vor al-
lem über handelspolitische Fragen.

Europäisches Währungssystem

4. Oktober: Im Einvernehmen mit der Kommis-
sion und dem Währungsausschuß beschließen die
Finanzminister und Zentralbankpräsidenten die
Leitkurse innerhalb des EWS anzupassen und
die Deutsche Mark und den niederländischen
Gulden gegenüber der dänischen Krone, dem
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belgischen Franken, dem luxemburgischen Fran-
ken und dem irischen Pfund um 5,5 % aufzuwer-
ten sowie den französischen Franken und die ita-
lienische Lira gegenüber der dänischen Krone,
dem belgischen Franken, dem luxemburgischen
Franken und dem irischen Pfund um 3,0 % abzu-
werten.

Spanien

5. — 6. Oktober: Der Vizepräsident der Kommis-
sion, Tugendhat, stattet Spanien einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit hohen Re-
gierungsvertretern über den aktuellen Stand der
Beitrittsverhandlungen, insbesondere über die
Einführung der Mehrwertsteuer in Spanien.

Agrarpolitik

5. — 7. Oktober. In Broadway (Großbritannien)
findet eine informelle Tagung der Landwirt-
schaftsminister statt. Im Mittelpunkt der Bera-
tungen stehen die Zukunft der Gemeinsamen
Agrarpolitik, soziale und wirtschaftliche Fragen,
die Beziehungen zu Drittländern und der inter-
nationale Wettbewerb.

Bundesrepublik Deutschland

7. Oktober: Bundespräsident Karl Carstens stat-
tet der Kommission einen offiziellen Besuch ab
und nimmt an einer Sitzung unter Leitung von
Kommissionspräsident Thorn teil. Carstens un-
terstreicht das Engagement der Bundesregierung
und den Willen der deutschen Bevölkerung, die
Stärkung und Weiterentwicklung der EG zu ei-
ner Europäischen Politischen Union nach Kräf-
ten zu unterstützen,

Industriepolitik

7. Oktober: Die Kommission verabschiedet das
Vorausschätzungsprogramm Stahl für das 4.
Quartal 1981.

Polen

7. Oktober: Der Rat beschließt, Polen die Mög-
lichkeit zu eröffnen, in einer 3. Tranche bei der
EG Nahrungsmittel zu Sonderpreisen einzukau-
fen.

Entwicklungspolitik

8. Oktober: Zur Berücksichtigung des Beitritts
Griechenlands werden in Brüssel ein Protokoll
zum Lome II-Abkommen und ein Protokoll zum
Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten der
EGKS und den AKP-Staaten unterzeichnet.

Europäisches Parlament

12. -16. Oktober: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Im Mittelpunkt stehen die Beratun-
gen zur Lage der Stahlindustrie und 3 damit zu-
sammenhängende Entschließungen, ein Bericht
über die Kontrolle multinationaler Unterneh-
men, eine Erklärung von Kommissionspräsident
Thorn zu den Beziehungen zwischen den Orga-
nen und der institutionellen Weiterentwicklung
der EG sowie ein Entschließungsantrag über das
Manifest der Nobelpreisträger zur Bekämpfung
des Hungers in der Welt. Das Parlament unter-
stützt dieses Manifest nachdrücklich und fordert
die Kommission auf, innerhalb von 30 Tagen ei-
nen Sofortplan aufzustellen und für 1982 einen
außerordentlichen Nachtragshaushalt in Höhe
von 5 Mrd. ECU vorzusehen, um 1982 minde-
stens 5 Mio. Menschenleben vor dem Hungertod
zu retten.
Außerdem werden Entschließungen verabschie-
det zur Schaffung eines Systems für einen euro-
päischen Wertpapiermarkt, der Vollendung des
Binnenmarktes, der Abschaffung der grenzpoli-
zeilichen Kontrollen im innergemeinschaftlichen
Personenvekehr sowie zu einer gemeinschaftli-
chen Charta über die Rechte ethnischer Minder-
heiten. Daneben spricht sich das Parlament dafür
aus, die Olympischen Spiele in Zukunft nur noch
in Griechenland auszutragen.

Französisches Memorandum

13. Oktober: Die französische Regierung über-
mittelt den Mitgliedstaaten und den Einrichtun-
gen der EG ein „Memorandum über die Fortent-
wicklung der Gemeinschaft", das die Konsolidie-
rung und den Ausbau der gemeinsamen Politik
anregt und eine bessere Zusammenarbeit zwi-
schen den einzelnen Organen in dem von den
Verträgen vorgezeichneten institutionellen Rah-
men vorsieht.

EPZ

13. Oktober: Auf einer Tagung der Außenmini-
ster in London im Rahmen der EPZ wird ein Be-
richt über die Verbesserung der Europäischen
Politischen Zusammenarbeit angenommen, der
bei allen wichtigen außenpolitischen Fragen, die
die Zehn als Ganzes betreffen, eine gegenseitige
Konsultationspflicht vorsieht und den Vorschlag
enthält, in Krisensituationen auf Antrag von drei
Mitgliedern innerhalb von 48 Stunden eine Mini-
sterkonferenz einzuberufen. Außerdem werden
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Oktober

der Nahost-Konflikt und die Lage in Ägypten
erörtert.

ASEAN

13. Oktober: In London findet eine gemeinsame
Tagung der Außenminister der EG und der
ASEAN statt. Im Mittelpunkt der Beratungen
stehen vor allem die politische Entwicklung in
Kamputschea und Afghanistan, die Probleme
der Flüchtlinge aus diesen Ländern sowie die
Weltwirtschaftslage.

Institutionen

14. Oktober: In Ergänzung ihres Mandatsberich-
tes legt die Kommission dem Rat und dem EP ei-
ne Mitteilung vor über die Beziehungen zwischen
den Gemeinschaftsorganen und die institutionel-
le Weiterentwicklung der EG.

Steuerfragen kann wieder keine Einigung über
die Harmonisierung der Verbrauchssteuern auf
alkoholische Getränke erzielt werden.

Kommission

21. —23. Oktober: In Ottignies findet eine Son-
dersitzung der Kommission statt zur konkreten
Ausgestaltung des Berichts zum Mandat vom 30.
Mai 1981. Es werden eine Reihe von Dossiers
und Einzelberichten verabschiedet und als „Ge-
samtstrategie zur Neubelebung des europäischen
Aufbauwerkes" an den Rat überwiesen.

Entwicklungspolitik

22. — 23. Oktober: In Cancun (Mexiko) findet ei-
ne Nord-Süd-Gipfelkonferenz statt, zu der je-
doch die Gemeinschaft als solche nicht zur Teil-
nahme an den Beratungen eingeladen ist.

Wirtschaftspolitik

16. Oktober: Die Kommission verabschiedet ih-
ren Jahreswirtschaftsbericht für 1981 - 1982.

Agrarpolitik

19. Oktober: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster führt eine Orientierungsdebatte über den
Mandatsbericht der Kommission und diskutiert
über das von Herrn Dalsager vorgelegte Mittel-
meerabkommen und die Garantiepreise für Prä-
ferenzzucker aus den AKP-Staaten.

Wirtschaft und Finanzen

19. Oktober. Der Rat für Wirtschaft und Finan-
zen führt Orientierungsdebatten über den Man-
datsbericht der Kommission und das 5. Pro-
gramm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik,
erstellt den Entwurf des Berichtigungshaushalts-
plans Nr. 2 für 1981 und genehmigt ein Berichti-
gungsschreiben zum Entwurf des Haushaltsplans
1982.

Lateinamerika

20. Oktober: Der Präsident der Kommission des
Andenpaktes, Moncayo Jimenez, stattet der
Kommission in Brüssel einen offiziellen Besuch
ab und führt Gespräche mit Präsident Thorn
über die Wiederaufnahme der Handelsbeziehun-
gen zur EG.

Finanzpolitik

21. Oktober: Auf einer Tagung des Rates für

EPZ

26. Oktober: Auf einer Tagung im Rahmen der
EPZ erörtern die Außenminister die mögliche
Beteiligung einiger Mitgliedstaaten (Frankreich,
Großbritannien, Italien, Niederlande) an der im
Abkommen von Camp David vorgesehenen mul-
tinationalen Sinai-Friedenstruppe, ohne zu ei-
nem definitiven Ergebnis zu kommen.

Agrarpolitik

26. Oktober: Die Kommission übermittelt dem
Rat ein Memorandum über die europäische
Landwirtschaft mit den Leitlinien für Preise,
Handel, Produktionsziele und Erzeugerbeteili-
gung.

Regionalpolitik

26. Oktober: Die Kommission übermittelt dem
Rat die Leitlinien für die Gemeinschaftspro-
gramme zugunsten der Mittelmeerregionen.

Spanien

26. Oktober: In Luxemburg findet die 9. Mini-
sterkonferenz über den Beitritt Spaniens zur EG
statt.

Industriepolitik

26. Oktober: Im Rahmen des Berichts über das
Mandat vom 30. Mai 1980 übermittelt die Kom-
mission dem Rat die Mitteilung „Zur Entwick-
lung der Industrie in Europa: eine Strategie der
Gemeinschaft".
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Außenbeziehungen

26. - 27. Oktober: Im Rat für auswärtige Ange-
legenheiten erstattet Ratspräsident Lord Car-
rington Bericht über die Ergebnisse des Nord-
Süd-Gipfels in Cancun. Die Außenminister prü-
fen einen umfassenden Aktionsplan zur Be-
kämpfung des Hungers in der Welt, setzen die
Orientierungsdebatte über das Mandat vom 30.
Mai 1980 fort, genehmigen eine Verordnung
über den Abschluß eines Handelsabkommens
mit Indien und bereiten die Ministerkonferenz
über den Beitritt Spaniens und Portugals zur EG
vor.

Fischereipolitik

27. Oktober: Im Rat für Fischereifragen findet
erneut eine Aussprache über die noch umstritte-
nen Probleme einer gemeinsamen Fischereipoli-
tik statt.

Energiepolitik

27. Oktober: Der Rat für Energiefragen erörtert
ausführlich die Mitteilung der Kommission über
eine neue energiepolitische Strategie, prüft den
Maßnahmenkatalog zur Abschwächung der Aus-
wirkungen einer begrenzten Erdölverknappung
und billigt die Erdgasstudie der Kommission und
eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten über
den sparsamen Verbrauch elektrischer Energie.

Portugal

27. Oktober: In Luxemburg findet die 5. Mini
sterkonferenz über den Beitritt Portugals zur EG
statt.

Sozialpolitik

28. Oktober: Die Kommission billigt eine Mittei-
lung an den Rat über die Eingliederung der Be-
hinderten in die Gesellschaft.

Industriepolitik

28. Oktober: Die Kommission übermittelt dem
Rat eine Mitteilung mit den Grundsätzen einer
Gemeinschaftsstrategie über die Politik der indu-
striellen Innovation.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

28.-29. Oktober. Auf der 191. Plenartagung
des Wirtschafts- und Szialausschusses werden im
Rahmen der Diskussion über das Mandat vom
30. Mai 1980 "Perspektiven der Gemeinschafts-
politiken in den achtziger Jahren" angenommen

und Stellungnahmen verabschiedet über neue
Leitlinien und Prioritäten der Regionalpolitik,
die Sanierung der Eisenbahnunternehmen und
das neue Schema der Allgemeinen Zollpräferen-
zen für den Zeitraum 1982-1985.

Gabun

29. Oktober: Der Präsident der Republik Gabun,
El Hadj Omar Rongo, stattet der Kommission
einen offiziellen Besuch ab und führt Gespräche
mit Präsident Thorn und Kommissionsmitglie-
dern über Fragen der entwicklungspolitischen
Zusammenarbeit und Probleme der Nahrungs-
mittelversorgung seines Landes.

Regionalpolitik

29. Oktober: In Ergänzung ihres Berichts zum
Mandat vom 30. Mai 1980 übermittelt die Kom-
mission dem Rat einen neuen Verordnungsvor-
schlag zur Reform der gesamten Regionalpolitik,
insbesondere der Tätigkeiten des Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).

November

Antigua

2. November: Der stellvertretende Premiermini-
ster von Antigua und Barbuda, Außenminister
Bird, stellt beim Präsidenten des AKP-EWG-Mi-
nisterrats den Beitrittsantrag zum 2. Abkommen
von Lome.

Portugal

2. — 3. November: Kommissionsmitglied Conto-
georgis stattet Portugal einen offiziellen Besuch
ab und führt Gespräche mit Ministerpräsident
Balsemao und hohen Regierungsvertretern ins-
besondere über Fragen der Fischereipolitik.

Entwicklungspolitik

3. November: Der Rat für Entwicklungsfragen
billigt die Grundzüge und Gesamtkonzeption des
von der Kommission vorgelegten Aktionsplans
zur Bekämpfung des Hungers in der Welt, erör-
tert die Ergebnisse der Gipfelkonferenz von
Cancun und die Fortsetzung des Nord-Süd-Dia-
logs, verabschiedet eine Entschließung über die
Hilfe im Bereich der Agrarproduktion und Nah-
rungsmittelhilfe und genehmigt verbesserte Ver-
fahren bei der Vergabe von Soforthilfen. In einer
Debatte über die allgemeinen Leitlinien für die
finanzielle und technische Zusammenarbeit mit
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Oktober—November

nicht assoziierten Entwicklungsländern zeichnet
sich ein Konsens ab.

Europäisches Parlament

3. - 5. November: Haushaltstagung des EP in
Straßburg. Herr Spinelli legt einen Bericht über
den Gesamthaushaltsplan für 1982 vor, in dem
Einsparungen im Bereich der Agrarpolitik zu-
gunsten der Regional- und Sozialpolitik und für
den Bereich Entwicklung und Zusammenarbeit
vorgesehen sind. Bei Abschluß der ersten Le-
sung dieses Haushaltsentwurfs erhöht das Parla-
ment die Zahlungsermächtigungen um 368 Mio.
ECU und die Verpflichtungsermächtigungen um
806 Mio. ECU.

Japan

5. - 6. November: Der Vizepräsident der Kom-
mission, Davignon, und der japanische Außen-
handels- und Industrieminister Tanaka eröffnen
in Tokio ein Symposium über die europäisch-ja-
panischen Wirtschafts- und Handelsbeziehun-
gen.

Europäische Akte

6. November: Die deutsche und italienische Re-
gierung legen (mit Schreiben vom 6. und 12. No-
vember) den übrigen Mitgliedstaaten sowie dem
EP und der Kommission den Entwurf einer „Eu-
ropäischen Akte" und den Entwurf einer „Erklä-
rung zur wirtschaftlichen Integration" vor.
Die deutsch-italienische Initiative der Außenmi-
nister Genscher und Colombo soll der Stärkung
der politischen Zusammenarbeit und der Weiter-
entwicklung der Gemeinschaft zu einer Europäi-
schen Union dienen.

Forschungspolitik

9. November: Auf einer Tagung des Rates für
Fragen der Forschung findet eine umfassende
Grundsatzdebatte über die Leitlinien und die
Konzeption der wissenschaftlichen und techni-
schen Forschung in den kommenden Jahren
statt. Außerdem wird eine Verordnung über Ge-
meinschaftsmaßnahmen im Bereich der Mikroe-
lektronik-Technologie gebilligt.

Umweltschutz

9. November: Die Kommission legt dem Rat ihr
3. Aktionsprogramm für den Umweltschutz
(1982 - 1986) vor, das die Entwicklung und Kon-
zeption einer umfassenden Umweltstrategie ent-
hält.

Israel

9. November: Der stellvertretende israelische
Premierminister, Landwirtschaftsminister Simha
Ehrlich, stattet der Kommission einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit Präsident
Thorn und hohen Kommissionsvertretern über
die Folgen der Erweiterung der EG für die tradi-
tionellen Absatzmärkte Israels in Europa.

Außenbeziehungen

10. November: Der Rat der Außenminister ge-
nehmigt ein mehrjähriges Forschungsprogramm
über die Molekularbiologie, setzt seine Ausspra-
che über das Allfaser-Abkommen fort und erör-
tert die englischen Maßnahmen gegenüber den
Stahlausfuhren der Gemeinschaft.

Fischereipolitik

12. November: Im Rahmen der gemeinsamen
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse
übermittelt die Kommission dem Rat ihre Vor-
schläge für die Fortsetzung der Orientierungs-
preise für das Wirtschaftsjahr 1982.

Kommission

14. November: Im Mittelpunkt einer Sondersit-
zung der Kommission in Villers-le-Temple ste-
hen weitere Beratungen über das Mandat vom
30. Mai 1980.

Europäisches Parlament

16. — 20. November: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Im Verlauf einer ausführlichen De-
batte über die Verbesserung der politischen Zu-
sammenarbeit gerade auf dem Felde der Außen-
politik werden diesbezüglich 4 Entschließungen
verabschiedet. Im Vordergrund der Beratungen
steht die Vorlage der „Europäischen Akte", ei-
ner deutsch-italienischen Initiative der Außenmi-
nister Genscher und Colombo zur Verwirkli-
chung der Europäischen Union.
Daneben befaßt sich das Parlament mit einem
Bericht über die Auswirkungen des Mandats
vom 30. Mai, mit einer Stellungnahme zu dem
Vorschlag über die Verabschiedung des Jahres-
wirtschaftsberichts der Kommission und über die
wirtschaftspolitischen Leitlinien für 1982 sowie
mit der baldigen Erweiterung der EG, wozu eine
gemeinsame Entschließung bei nur sieben Ge-
genstimmen und einer Enthaltung angenommen
wird, in der der Beitritt Spaniens und Portugals
bis spätestens zum 1. Januar 1984 gefordert wird.
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Agrarpolitik

16. November. Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster erörtert im Rahmen seiner Arbeiten zum
Mandat vom 30. Mai die Mitteilungen der Kom-
mission über die Leitlinien für die europäische
Landwirtschaft, die Aktionsprogramme für den
Mittelmeerraum und die Rahmenabkommen
über mehrjährige Lieferungen von Agrarerzeug-
nissen.

Außenbeziehungen

16. -17. November. Der Rat der Außenminister
setzt seine Beratungen zum Mandat vom 30. Mai
1980 fort, bereitet die Tagung des Europäischen
Rates in London vor und diskutiert über die „Eu-
ropäische Akte", einer deutsch-italienischen Ini-
tiative der Außenminister Genscher und Colom-
bo zur Verwirklichung der Europäischen Union.

Wirtschaft und Finanzen

17. November: Der Rat für Wirtschaft und Fi-
nanzen berät in 2. Lesung die Entwürfe des Be-
richtigungshaushalts 1982, erarbeitet eine Reihe
von Richtlinien für Schadensversicherungen und
genehmigt Steuerbefreiungen im Bereich des
Reise- und Postverkehrs.

Institutionen

17. November: In Straßburg findet erstmals eine
gemeinsame Tagung der EG-Außenminister und
des erweiterten Parlamentspräsidiums statt. Im
Mittelpunkt der Beratungen stehen Fragen der
institutionellen Weiterentwicklung der Gemein-
schaft.

Wirtschaftspolitik

18. November: Die Kommission billigt eine Mit-
teilung über die aktuelle wirtschaftliche und so-
ziale Lage der Gemeinschaft und übermittelt sie
dem Europäischen Rat für seine Tagung in Lon-
don.

Europarat

19. November: Das Ministerkomitee des Europa-
rates befaßt sich mit dem Stand der Ost-West-
Beziehungen, dem KSZE-Folgetreffen in Ma-
drid, der aktuellen Lage in Afghanistan und der
Türkei sowie mit kulturellen Angelegenheiten.

EPZ

23. November: In einer gemeinsamen Erklärung

aller Mitgliedstaaten wird die Bereitschaft
Frankreichs, Großbritanniens, Italiens und der
Niederlande begrüßt, sich an der Aufstellung ei-
ner multinationalen Sinai-Friedenstruppe im
Rahmen des Abkommens von Camp David zu
beteiligen.

Kommission

23. November: Auf einer Sondersitzung bereitet
die Kommission die Tagung des Europäischen
Rates in London vor.

Haushaltspolitik

23. — 25. November: Der Ministerrat für Haus-
haltsfragen erörtert zusammen mit einer Delega-
tion des EP dessen Änderungsvorschläge zum 2.
Berichtigungshaushalt für 1981 und zum Entwurf
des Haushaltsplans 1982 und beschließt, Polen
Nahrungsmittel in Höhe von 10 Mio. ECU zu lie-
fern.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

25. - 26. November: Im Mittelpunkt der 192.
Plenartagung des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses stehen die Erörterung des Jahreswirt-
schaftsberichts 1981 - 1982 und eine Stellung-
nahme zur Reform der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik.

Europäischer Rat

26. — 27. November: Tagung des Europäischen
Rates in London unter Leitung der englischen
Premierministerin Margaret Thatcher und erst-
mals in Anwesenheit des griechischen Minister-
präsidenten Papandreou. Im Mittelpunkt der Be-
ratungen stehen der Mandatsbericht der Kom-
mission, die Vorlage der „Europäischen Akte"
und ein Bericht der Kommission und des Außen-
ministerrates zur Verbesserung der EPZ.
Außerdem erörtert der Rat den Besuch des so-
wjetischen Staats- und Parteichefs Breschnew in
Bonn, den Stand der KSZE-Folgekonferenz in
Madrid, die geplante Erweiterung der EG, die
Abrüstungsvorschläge des amerikanischen Präsi-
denten sowie die Lage in Polen und Afghanistan.

Agrarpolitik

30. November: Die Kommission setzt einige Re-
ferenzpreise für Wein fest, die für 1982 gelten
und gegenüber dem vorangegangenen Wirt-
schaftsjahr um 8 - 9,6% angehoben werden.
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No vember—Dezember

Israel

30. November — 6. Dezember: Der Vizepräsi-
dent der Kommission, Natali, stattet Israel einen
offiziellen Besuch ab und führt eine Reihe Ge-
spräche mit hohen Regierungsvertretern über die
künftige Entwicklung der Beziehungen zwischen
der EG und Israel, insbesondere über die Mittel-
meerpolitik und die Erweiterung der Gemein-
schaft.

Dezember

Umweltschutz

3. Dezember: Der Rat für Umweltfragen erörtert
das 3. Aktionsprogramm der Gemeinschaft für
den Umweltschutz (1982 - 1986) und einigt sich
auf die Errichtung zweier Informationssysteme
zur Überwachung der Ölverschmutzung des
Meeres sowie zur Erfassung der Luftverschmut-
zung. Außerdem verabschiedet er zwei grundle-
gende Richtlinien über die Gefahren schwerer
Unfälle bei bestimmten Industrietätigkeiten (Se-
veso-Richtlinie) und über die Ableitung von
Quecksilber in die Gewässer.

Norwegen

3. Dezember: Der norwegische Minister für Han-
del und Seeverkehr, Skange, stattet der Kommis-
sion einen offiziellen Besuch ab und führt Ge-
spräche mit Vizepräsident Haferkamp und dem
Kommissionsmitglied Contogeorgis über das
Freihandelsabkommen zwischen der EWG und
Norwegen und über Fragen der Fischereipolitik.

Außenbeziehungen

7. — 8. Dezember: Der Rat der Außenminister
genehmigt das neue Schema der Allgemeinen
Präferenzen zugunsten der Entwicklungsländer
für 1982 und einen 2. Bericht über Fragen des
Nord-Süd-Dialogs. Daneben verabschiedet er
die Empfehlungen der Kommission zu den Han-
delsbeziehungen mit Japan und gewährt Polen
eine Sonderlieferung von Nahrungsmitteln.

Sozialpolitik

8. Dezember: Der Rat der Arbeits- und Sozialmi-
nister verabschiedet eine Entschließung zur Ein-
gliederung der Behinderten in die Gesellschaft
und eine Verordnung über die Ausdehnung der
sozialen Sicherheit auf die Selbständigen und ih-
re Familienangehörigen. Außerdem findet ein
grundlegender Meinungsaustausch über die So-
zialpolitik der Gemeinschaft statt.

Sozialpolitik

8. Dezember: Um die Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern, verabschiedet die Kom-
mission zwei Vorschläge zur freiwilligen Teilzeit-
arbeit und zur flexiblen Altersgrenze und legt sie
dem Rat vor.

EPZ

9. Dezember: Auf einer Tagung im Rahmen der
EPZ beschließen die Außenminister die 1979 ge-
nehmigten Sonderhilfen für die Türkei zurückzu-
halten, bis der Demokratisierungsprozeß wieder
deutliche Fortschritte macht und fordern die so-
wjetischen Behörden auf, die Schwiegertochter
Andrej Sacharows in die USA ausreisen zu las-
sen.

Lateinamerika

9. Dezember: In Brüssel findet das 2. Treffen im
Rahmten des wiederaufgenommenen Dialogs
zwischen der Gemeinschaft und der lateinameri-
kanischen Staatengruppe statt.

Elfenbeinküste

10. Dezember: Das Kommissionsmitglied Pisani
stattet der Republik Elfenbeinküste einen offi-
ziellen Besuch ab und führt Gespräche mit hohen
Regierungsvertretern über die Nord-Süd-Bezie-
hungen und die Zusammenarbeit zwischen den
AKP-Staaten und der EWG.

USA

/ / . — 12. Dezember: Der amerikanische Außen-
minister Haig und Landwirtschaftsminister Block
statten der Kommission einen offiziellen Besuch
ab und führen Gespräche mit Präsident Thorn
und hohen Kommissionsvertretern über die han-
delspolitischen Differenzen zwischen der EG
und den USA.

Senegal

11. -14. Dezember: Das Kommissionsmitglied
Pisani stattet Senegal einen offiziellen Besuch ab
und führt eine Reihe von Gesprächen mit hohen
Regierungsvertretern über die Nord-Süd-Bezie-
hungen und die Zusammenarbeit zwischen den
AKP-Staaten und der EWG.

Wirtschaft und Finanzen

14. Dezember: Der Rat für Wirtschaft und Fi-
nanzen genehmigt den Jahresbericht über die
Wirtschaftslage der Gemeinschaft und verab-
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schiedet zwei Richtlinien über den Freien
Dienstleistungsverkehr und die Niederlassungs-
freiheit sowie über die Informationspflicht der
Gesellschaften, deren Aktien zur amtlichen No-
tierung an einer Wertpapierbörse zugelassen
sind. Daneben wird die Diskussion über eine
Weiterentwicklung des EWS und über die Di-
rektversicherungen fortgesetzt.

Sozialpolitik

14. Dezember: Die Kommission legt das neue
Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förde-
rung der Chancengleichheit für Frauen vor, das
1982 - 1985 durchgeführt werden soll.

Sonderhilfe Griechenland

14. Dezember: Der Rat genehmigt auf Vorschlag
der Kommission eine Sonderhilfe für die erdbe-
bengeschädigten Gebiete Griechenlands.

EPZ

14. - 15. Dezember: In London findet eine infor-
melle Tagung der Außenminister zu den vom
Europäischen Rat überwiesenen noch offenen
Fragen statt. Im Mittelpunkt der Beratungen
steht ein Bericht des Ausschusses der Zentral-
bankpräsidenten über die Weiterentwicklung des
EWS. Im Rahmen der EPZ werden außerdem
zwei wichtige Erklärungen abgegeben zur Ver-
hängung des Kriegsrechts in Polen sowie zur völ-
kerrechtswidrigen Annexion der Golan-Höhen
durch Israel.

Europäisches Parlament

14. -18. Dezember: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Nach eingehender Debatte über die
Haushaltskompetenz des Parlaments und vor al-
lem über die obligatorischen und nichtobligatori-
schen Ausgaben werden der Berichtigungshaus-
halt Nr. 2 für 1981 und der Gesamthaushaltsplan
1982 endgültig festgestellt. Im Vordergrund ste-
hen der erstmalige Besuch eines amtierenden
Präsidenten des Europäischen Rates, der engli-
schen Premierministerin Margaret Thatcher, die
ausführlich über die Ergebnisse der Londoner
Konferenz berichtet, und die von Lord Carring-
ton vorgelegte Bilanz des britischen Ratsvorsit-
zes.

Außerdem wird nach einer Debatte über die
jüngste Entwicklung in Polen mit großer Mehr-
heit eine Entschließung angenommen, die die
Verhängung des Kriegsrechts massiv verurteilt.

Das Parlament billigt ferner die allgemeinen
Leitlinien des Programms über die finanzielle
und technische Zusammenarbeit mit nicht assozi-
ierten Entwicklungsländern für 1982, die Annah-
me eines Forschungs- und Entwicklungspro-
gramms (1982 - 1985) im Bereich der Rohstoffe
sowie eine Verordnung über die Gewährung ei-
ner außerordentlichen Nahrungsmittelhilfe für
die am wenigsten entwickelten Länder. Daneben
werden Entschließungen verabschiedet „über
neue Perspektiven des Nord-Süd-Dialogs nach
der Konferenz von Cancun, die Beziehungen
zwischen dem Parlament und dem Europäischen
Rat, die Parlamentsausschüsse und den Sitz der
EG-Organe sowie über die Lage im südlichen
Afrika, in Afghanistan und das Schicksal der Po-
len-Flüchtlinge.

Agrarpolitik

15. Dezember: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster nimmt eine Reihe von Verordnungen über
die Orientierungspreise für Fischereierzeugnisse
an und erörtert den Stand der Verhandlungen
über den Garantiepreis für Präferenzzucker so-
wie die Frage der in der Tierfütterung verwende-
ten Bio-Proteine. Daneben findet ein Meinungs-
austausch zu dem Verordnungsvorschlag über
die Erzeugervereinigungen im Baumwollsektor
und über die Importe von Rindfleisch statt.

Verkehrspolitik

15. Dezember: Der Rat der Verkehrsminister
nimmt Entschließungen an über die Hafenstaats-
kontrolle, die Eisenbahnpolitik und die Unter-
stützung von Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen
und genehmigt das Nuklear-Abkommen mit Ka-
nada sowie die Aufnahme von Verkehrsverhand-
lungen mit Österreich. Ferner wird das Gemein-
schaftskontingent im grenzüberschreitenden Gü-
terverkehr um 5 % erhöht.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

15. -16. Dezember: Auf der 193. Penartagung
des Wirtschafts- und Sozialausschusses werden
Stellungnahmen zum 6. Jahresbericht des EFRE
1980, zum Forschungs- und Entwicklungspro-
gramm (1982 - 1985) auf dem Gebiet der Roh-
stoffe und zu einem sektoralen Entwicklungspro-
gramm im Bereich der Forschung im Medizin-
und Gesundheitswesen verabschiedet. Eine Stel-
lungnahme über den Entwurf des 5. Programms
für die mittelfristige Wirtschaftspolitik kommt
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Dezember

wegen grundlegender Differenzen nicht zustan-
de.

Institutionen

16. Dezember. Die Kommission legt dem Rat
und dem EP den Entwurf einer gemeinsamen Er-
klärung über ein neues Konzertierungsverfahren
zwischen den drei Organen vor.

Kanada

78. Dezember. In Brüssel wird ein Nuklear-Ab-
kommen zwischen Euratom und Kanada ge-
schlossen.

Agrarpolitik

18. Dezember: Die Kommission legt den Zins-
satz für 1982 wieder auf 9 % fest, zu dem der
EAGFL, Abteilung Garantie, den Mitgliedstaa-
ten die Mittel für den Ankauf der landwirtschaft-
lichen Interventionserzeugnisse finanziert.

Haushaltspolitik

21. Dezember: Der Rat für Haushaltsfragen
erörtert auf einer Sondersitzung erneut den Ent-
wurf des Gesamthaushaltsplans für 1982 und be-
schließt, gegen die Stimmen von Italien, Irland
und Griechenland, die Präsidentin des EP zu bit-
ten, den Haushaltsplan 1982 noch nicht endgültig
festzustellen, sondern ein Vermittlungsverfahren
einzuleiten.

Industriepolitik

22. Dezember: In Genf werden die Verhandlun-
gen über die Verlängerung der am 31. Dezember
1981 auslaufenden Vereinbarung über den inter-

nationalen Handel mit Textilien (Multifaserab-
kommen) erfolgreich abgeschlossen.

Haushaltspolitik

22. Dezember: Die Präsidentin des EP, Simone
Veil, stellt den Gesamthaushaltsplan für 1982, so
wie er vom Parlament verabschiedet wurde, end-
gültig fest.

Polen

22. Dezember: In Warschau wird dem polnischen
Außenminister im Namen der EG-Mitgliedstaa-
ten eine Note über die Mißbilligung der Einfüh-
rung des Kriegsrechts übergeben.

Sozialpolitik

22. Dezember: Die Kommission übermittelt dem
Rat ihren Schlußbericht über das 1. Programm
von Modellvorhaben und Modellstudien zur Be-
kämpfung der Armut in der Gemeinschaft
(1975 - 1980).

Soforthilfe Afghanistan-Flüchtlinge

23. Dezember: Die Kommission gewährt dem
UN-Hochkommissar für Flüchtlinge (UNHCR)
eine Soforthilfe in Höhe von 633000 ECU als
Beitrag zur sofortigen Finanzierung des Pro-
gramms 1982 der Hilfe für die afghanischen
Flüchtlinge in Pakistan.

Fischereipolitik

30. Dezember: In Brüssel wird das Fischereiab-
kommen zwischen der EG und Kanada unter-
zeichnet.
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